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Richtlinien für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen in der 
Fußgängerzone Alleestraße vom 06.05.2002 
 
 

I 
 
Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich dieser Richtlinien erstreckt sich auf den gesamten fußläufigen Bereich und auf 
angrenzende Straßeneinmündungen, soweit diese gestalterisch und verkehrsrechtlich in die 
Fußgängerzone einbezogen sind. 
 
 

II 
 
Nutzungsbereiche 
 
„1,50 m - Bereich“ vor den Geschäftsfronten 
 
Geschäftsanlieger mit unmittelbar und ebenerdig an das Straßenland angrenzender Geschäftsfront 
können dieses auf gesamter Länge der Geschäftsfront in einer Tiefe von max. 1,50 m (gemessen ab 
Hauskante) für branchenübliche und selbst ausgeübte Sondernutzungen während der Geschäftszeiten in 
Anspruch nehmen. Außerhalb der Geschäftszeiten dürfen keine mit der Sondernutzung verbundene 
Gegenstände auf dem Straßenland verbleiben.  
 
Im Einmündungsbereich Scharffstraße, im Frontbereich des westlichen Baukörpers der „Allee-Häuser“ 
(zum Allee-Center hin) und im Bereich der beidseitigen Bebauung oberhalb des Verbindungsweges zur 
Daniel-Schürmann-Straße bis zur Fastenrathstraße kann dieses Tiefenmaß aufgrund des wesentlich 
größeren Raumes in verkehrlich verträglichem Umfang überschritten werden.    
 
Eine Übertragung des Nutzungsrechts ist unzulässig. 
 
„3,0 m - Bereich“ zwischen den Baumpflanzungen 
 
Auf den sich zwischen den einzelnen Baumscheiben befindlichen Freiflächen innerhalb der Pflasterbänder 
können genehmigte Sondernutzungen ausgeübt werden. 
 
Für diese Sondernutzungen kann eine Tiefenausdehnung über die 3,0 m hinaus erfolgen, wenn sowohl 
der für Fußgänger zu den Geschäften hin verbleibende Raum von 2,50 m nicht unterschritten wird und für 
Feuerwehr/Andienungsverkehr ausreichend Bewegungsraum verbleibt. 
 
Innerhalb dieses „3,0 m - Bereichs“ ist die Betreibung von Außengastronomie auch über die Länge der 
eigenen Geschäftsfront eines Anliegers hinaus  zulässig, weiterhin  die Aufstellung von mobilen Regen-
/Sonnenschutzeinrichtungen. Alle Einrichtungsgegenstände können auch außerhalb der Geschäftszeiten 
auf dem Straßenland verbleiben. 
 
Das Aufstellen von Abgrenzungselementen muss unterbleiben.  
 
Die Nutzung des „3,0 m - Bereichs“ ist allen Geschäftsanliegern nur im Falle einer ein- oder max. 
zweitägigen Sonderaktion, welche nicht dem ständigen Geschäftsbetrieb entspricht und zur Steigerung 
der Aufenthaltsqualität in der Fußgängerzone beiträgt sowie der Geschäftsneueröffnung, eines 
Geschäftsumbaus oder eines Geschäftsjubiläums möglich. 
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Platzartige Aufweitung auf Höhe Verbindungsweg Daniel-Schürmann-Str./Alleecenter 
 
Sondernutzungen sind hier in verkehrsverträglichem Umfang nur außerhalb der Rundpflasterung zulässig. 
Die abgesetzt gestaltete Rundpflasterung ist als urbane Freifläche von jeglicher Nutzung freizuhalten. 
Lediglich vor Wahlen und /oder Bürgerbegehren/-entscheiden darf dort ab Feststellung der Zulassung zur 
Wahl / Durchführung des Bürgerbegehrens/-entscheids der Aufbau von jeweils max. 15 m² großen 
Informationsständen der zur Wahl zugelassenen Parteien /die das Bürgerbegehren/den Bürgerentscheid 
initiierenden Vereinigungen stattfinden. 
 
 

III 
 

Genehmigungsfähige Sondernutzungen 
außerhalb des „1,50 m -Bereichs“ 
 
Der Verkauf von Waren aller Art ist (außerhalb des 1,50 m - Bereichs) auf den für Sondernutzungen 
vorgesehenen Flächen grundsätzlich unzulässig. 
 
Ausnahmen: Abgabe von Speisen und Getränken im Rahmen der Außengastronomie durch 

Geschäftsanlieger. 
 
 Verkauf von Süß- und Backwaren, Kurzwaren, Modeschmuck, kunstgewerblichen 

Artikeln sowie von Frisch- und Trockenblumen. 
 
 Die Fläche für Verkaufsstände darf max. 9 qm betragen. 
 
Nichtkommerzielle Veranstaltung von Parteien, Vereinen und Gruppen in verkehrsverträglichem Umfang. 
 
Die Aufstellung von nicht kommerziellen und kommerziellen Ausstellungs-/Informationsständen oder -
fahrzeugen ist bis zu einer Gesamtfläche von 40 qm zulässig. Gewerbliche Werbung ist bis auf die unter II 
genannten Anliegeraktionen nicht gestattet. 
 
Kommerzielle und ideelle Großveranstaltungen können sich auf alle Flächenbereiche erstrecken, soweit 
verkehrliche oder sicherheitsrelevante Aspekte nicht dagegen sprechen. Der Umfang des Warenangebots 
richtet sich nach der ordnungsbehördlichen Festsetzung. 
 
 

IV 
 

Nutzungsdauer 
 
Sondernutzungen außerhalb des „1,50 m - Bereichs“ dürfen grundsätzlich nur zusammenhängend und bis 
auf max. 2 Wochen genehmigt werden. 
 
Der Erlaubniszeitraum darf (bei Beantragung mehrerer Nutzungen in zeitlichen Abständen) 3 Monate nicht 
überschreiten. Zwischen den einzelnen genehmigten Zeiträumen muß mind. ein Zeitraum von 14 Tagen 
liegen. 
 
Bei Mehrfachbeantragungen sind wechselnde Standorte zuzuweisen. 
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V 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinien treten am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtlinien 
für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen in der Fußgängerzone Alleestraße vom 20.11.1997 
außer Kraft. 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehenden Richtlinien für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen in der Fußgängerzone 
Alleestraße werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW beim Zustandekommen dieser Richtlinien nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) diese Richtlinien sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Remscheid, den 06.05.2002 
 
 
gez. 
Schulz 
Oberbürgermeister 
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